
A n m e r k u n g :
Der Entscheidung des BG Dresden ist nicht zuzu­

stimmen. Sie beachtet nicht genügend die konkreten 
Verhältnisse der Praxis und führt zu Konsequenzen, 
die den Aufgaben des staatlichen Handels in der DDR 
nicht Rechnung tragen.

Die Entscheidung lehnt die Anwendung des § 56 
HGB auf eine DHZ ab, weil diese Vorschrift nur auf 
den Einzelhandel angewendet werden könne. Für eine 
solche Beschränkung ergibt sich aus § 56 HGB kein 
Anhaltspunkt. Die Funktion dieser Rechtsnorm unter 
den Bedingungen des Kapitalismus ist eine wesentlich 
andere als unter unseren veränderten gesellschaftlichen 
Verhältnissen.

Den Kapitalisten kam es auf die Beschleunigung des 
Warenumlaufs an, um möglichst schnell ihren Profit 
zu realisieren. Dazu war es erforderlich, daß sie das 
Vertrauen der Käufer erwarben. Das setzte voraus, 
daß sie den Käufern auch gewisse Sicherungen im Ge­
schäftsverkehr einräumten, die sich als ein Schutz der 
Interessen des Käufers darstellten. Diesen Zwecken 
diente der § 56 HGB. Man darf dabei nicht übersehen, 
daß der in § 56 HGB auf gestellte Grundsatz einen 
Widerspruch enthält, der einerseits in den Profitinter­
essen der Kapitalisten und andererseits in der Notwen­
digkeit, die Käufer in gewissem Rahmen zu schützen, 
zum Ausdruck kommt. Im Interesse der Gewährleistung 
eines reibungslosen Ablaufs der Handelstätigkeit als 
Voraussetzung für die Realisierung ihrer Profite sind 
sie gezwungen, den Käufern dieses Zugeständnis zu 
machen und in bestimmtem Umfang die Haftung für 
Handlungen ihrer Angestellten zu übernehmen.

An die Stelle des kapitalistischen Handels ist in der 
DDR weitgehend der staatliche und genossenschaftliche 
Handel getreten, dessen Aufgabe in der schnellen und 
bedarfsgerechten Versorgung der Bevölkerung besteht. 
Der staatliche und genossenschaftliche Handel kennt 
kein Profitstreben. Damit muß sich auch die Funktion 
des § 56 HGB ändern.

Im staatlichen Handel dient die Anwendung des § 56 
HGB der Beschleunigung der Warenzirkulation und da­
mit der besseren Erfüllung der Aufgaben des Handels. 
Gleichzeitig schützt diese Vorschrift den Käufer. In dem 
Schutz des Volkseigentums einerseits und dem Schutz 
der Interessen des Käufers andererseits liegt auch unter 
unseren gesellschaftlichen Verhältnissen ein Wider­
spruch — wenn auch kein antagonistischer. Es ergibt 
sich also die Frage, ob und inwieweit eine Durch­
brechung des Prinzips der Unantastbarkeit des Volks­
eigentums im Interesse der Beschleunigung des Waren­
umlaufs und des Schutzes des Käufers möglich und 
notwendig ist.

Die Funktion bestimmter Rechtsinstitute bedingt in 
gewissen Fällen Ausnahmen vom Prinzip der Unantast­
barkeit des Volkseigentums, so z. B. im Falle des § 935 
Abs. 2 BGB für Geld und Inhaberpapiere. Zur Begrün­
dung führt D o r n b e r g e r  ( N J  1953 S. 236) dazu fol­
gendes aus: „Es würde zu starken Störungen der Geld­
zirkulation führen, wenn ständig mit der Möglichkeit 
gerechnet werden müßte, daß erworbenes Geld unter 
Umständen wieder herauszugeben sei. Das Geld könnte 
dann seine Funktion als Zirkulationsmittel bzw. die 
Inhaberpapiere ihre Funktion als Zahlungsmittel nicht 
erfüllen.“

Zweifellos müßte die Nichtanwendung des § 56 HGB 
zu untragbaren Störungen im Handelsablauf führen. 
Es erscheint daher auch in diesen Fällen eine Durch­
brechung des Prinzips der Unantastbarkeit des Volks­
eigentums notwendig und gerechtfertigt.

U. E. muß das auch für den staatlichen Großhandel 
gelten, sobald dieser Einzelhandelsgeschäfte durchführt 
— und das ist in der Praxis weitgehend der Fall. Selbst­
verständlich wird dadurch am Charakter der DHZ als 
staatlichen Großhandelsorgans nichts geändert.

In den bürgerlichen Kommentaren und in der kapitali­
stischen Rechtsprechung schränkt man mit Hilfe einer 
entsprechenden Auslegung des Begriffes „offenes Waren­
lager“ die Anwendung des § 56 HGB ein (vgl. Staub, 
Kommentar zum HGB, 12. und 13. Auflage, Anm. 2 zu 
§ 56 HGB). Die Ursache dafür ist in dem Bestreben der 
Kapitalisten zu suchen, ihre (zunächst im allgemeinen

Klasseninteresse festgelegte) Haftung im konkreten Fall 
möglichst weitgehend einzuschränken. > Es entspricht 
aber dem Sinn des § 56 HGB, unter einem offenen 
Warenlager nicht nur einen Raum zu verstehen, in dem 
sowohl der Vertrag geschlossen als auch die Ware 
bezahlt und in Empfang genommen wird, sondern alle 
zur Verkaufsorganisation eines Warenlagers gehörigen 
Räumlichkeiten, sofern sie sich insgesamt als offenes 
Warenlager darstellen.

Im allgemeinen werden bei der DHZ Einzelhandels­
geschäfte so getätigt, daß der Kauf gegenständ im Lager 
ausgehängt wird, während der vorherige Vertrags­
abschluß in einem dazugehörigen Büroraum erfolgt. 
Beides muß jedoch zusammen als o f f e n e s  Warenlager 
angesehen werden, so daß die Anwendung des §56 HGB 
möglich ist.

In der Praxis ist jedoch die Organisation bei den ein­
zelnen DHZ in den meisten Fällen derart, daß eine An­
wendung cßs § 56 HGB selten notwendig sein wird. In 
der Regel werden die Verträge mit dem Vei-käufer 
abgeschlossen, der zugleich auch die entsprechenden 
Rechnungen ausschreibt. Diese sind dann an der Kasse 
zu begleichen, wo sie mit der Quittung versehen wer­
den. Die Ware wird, im Lager nur gegen quittierte Rech­
nung ausgehändigt. Eine solche Organisation macht 
Unregelmäßigkeiten weitestgehend unmöglich.

Im konkreten Fall hat der Käufer am 7. April 1952 bei 
Abschluß des Vertrages eine erste Anzahlung in Höhe 
von 900 DM geleistet. Diese Anzahlung wurde ihm vom 
Verkäufer quittiert und auf Grund der quittierten 
Rechnung die Ware ausgeliefert. Da die Ausgabe nur 
gegen die mit der Quittung des Kassierers versehene 
Rechnung hätte erfolgen dürfen, war zweifellos die 
Kontrolle der DHZ bei der Auslieferung der Ware 
ungenügend. Die DHZ gab darüber hinaus dem Kunden 
keine Aufklärung über die Arbeitsorganisation ihrer 
Niederlassung und die damit bestehenden Vertretungs­
befugnisse. Im Gegenteil, ihr Verkäufer festigte die 
falschen Vorstellungen des Käufers über die Verkaufs­
organisation, indem er erklärte, zur Empfangnahme von 
Zahlungen berechtigt zu sein.

Folglich hatte die DHZ nichts unternommen, um die 
hier geltende Vermutung des § 56 HGB zu widerlegen. 
Sie hätte das dadurch erreichen können, daß sie ent­
weder durch einen entsprechenden Vermerk auf der 
Rechnung oder durch Hinweis bei der Warenlieferung 
usw. dem Käufer einen Hinweis gab, wer zur Emp­
fangnahme von Zahlungen berechtigt war. Ihr dies­
bezügliches Unterlassen kann dem Käufer nicht zum 
Nachteil gereichen.

Dem kann man auch nicht entgegenhalten, daß der 
Verkäufer bei der DHZ „gewöhnlich“ nicht zur Emp­
fangnahme von Zahlungen berechtigt sei, da sich „ge­
wöhnlich" in § 56 HGB auf das Warenlager bezieht. 
Legt man den hier vertretenen Begriff des Warenlagers 
zugrunde, so kann man für die DHZ davon ausgehen, 
daß „Verkäufe und Empfangnahmen in einem derartigen 
Warenlager gewöhnlich geschehen“. Der Käufer durfte 
also darauf vertrauen, an einen Berechtigten zu leisten.

Im vorliegenden Fall hat der Käufer mit befreiender 
Wirkung an die DHZ geleistet.
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Arbeitsrecht
§ 2 VO über Kollektivverträge (KVVO) vom 8. Juni 

1950 (GBl. S. 493).
Eine individuelle Vereinbarung zwischen den Betei­

ligten eines Arbeitsrechtsverhältnisses, die andere als 
die in den zutreffenden kollektiven Vereinbarungen 
festgelegten Arbeitsbedingungen als geltend bezeichnet, 
ist nichtig, wenn die betreffende kollektive Vereinba­
rung nicht ausdrücklich individuelle Abreden zuläßt.

BAG Halle, Urt. vom 15. März 1955 — BA 8/55.
Der Kläger war ln der Zelt vom 1. Juni 1953 bis 8. Dezember 

1953 bei dem Verklagten als Leiter des Abrechnungs­
bereiches 12, welchem 8 Verkaufsstellen angehörten, tätig. 
Durch Vertrag vom 1. Juni 1953 wurde dem Kläger ein Monats-
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